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I. Good Governance als Begriff des Völkerrechts

1. Universell anerkannter Inhalt

Good Governance („verantwortungsvolle Staatsführung“)
ist eine Begriffsschöpfung des Entwicklungsvölkerrechts.
Ins Völkervertragsrecht hat dieser Begriff mit Art. 9 Abs. 3
des Abkommens von Cotonou1 Eingang gefunden:

„In einem politischen und institutionellen Umfeld, in
dem die Menschenrechte, die demokratischen Grundsätze
und das Rechtsstaatsprinzip geachtet werden, ist verant-
wortungsvolle Staatsführung die transparente und verant-
wortungsbewusste Verwaltung der menschlichen, natürli-
chen, wirtschaftlichen und finanziellen Ressourcen und
ihr Einsatz für eine ausgewogene und nachhaltige Entwick-
lung. Sie beinhaltet klare Beschlussfassungsverfahren für
die Behörden, transparente und verantwortungsvolle Insti-
tutionen, den Vorrang des Gesetzes bei der Verwaltung und
Verteilung der Ressourcen und Qualifizierung zur Aus-
arbeitung und Durchführung von Maßnahmen insbeson-
dere zur Verhinderung und Bekämpfung der Korruption.

Die verantwortungsvolle Staatsführung, auf der die
AKP-EU-Partnerschaft beruht und von der sich die Ver-
tragsparteien in ihrer Innen- und Außenpolitik leiten las-
sen, ist ein fundamentales Element dieses Abkommens.
Die Vertragsparteien kommen überein, dass nur bei schwe-
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ren Fällen von Korruption einschließlich Bestechungs-
handlungen, die zu schweren Fällen von Korruption füh-
ren, ein Verstoß gegen dieses Element im Sinne des Arti-
kels 97 2 vorliegt.“

Die Menschenrechtskommission der Vereinten Natio-
nen sieht in einem „transparent, responsible, accountable
and participatory government“ Kernelemente von Good Go-
vernance; zugleich betont die Menschenrechtskommission
die Relevanz von Good Governance als unabdingbare Vo-
raussetzung für die Verwirklichung der Menschenrechte
einschließlich des Rechts auf Entwicklung.3

Die frühere Organization for African Unity (OAU) hat
sich auf ihrem Gipfel von Algier ebenso zum Zusammen-
wirken von Demokratie und Good Governance für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung bekannt4 wie später die
Versammlung der Afrikanischen Union5. Als umfassender
Standard bleibt Good Governance dem entwicklungsvölker-
rechtlichen Kontext verbunden. Konkrete Verpflichtungs-
gehalte sind stets auf vertragliche Vereinbarungen zurück-
zuführen. Anreize und Sanktionen liegen ebenfalls auf der
Ebene bi- oder multilateraler Vereinbarungen.

Die United Nations Millennium Declaration vom 3.
November 2006 hebt die Bedeutung von Good Governance
in der Entwicklung von Armutsbekämpfung hervor (unter
III.13).6 Die Millenium-Declaration stellt zugleich Good
Governance in einen engen Zusammenhang mit Men-
schenrechten und Demokratie (unter V.).

Dagegen hat sich die Geltung einzelner Komponenten
von Good Governance von der Entwicklungszusammen-
arbeit gelöst. Vor allem der moderne Menschenrechts-
schutz und das Wirtschaftsvölkerrecht leisten einen maß-
geblichen Beitrag zur normativen Verankerung tragender
Elemente verantwortlicher Gesetzgebung, Administration
und Justiz. Im Übrigen hat Good Governance längst in die
selbst gesetzten Standards der Industriestaaten Eingang ge-
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funden. So richtet sich auch die Europäische Gemeinschaft
an einem eigenen Good-Governance-Programm aus.7

2. Elastizität des Begriffes

Der entwicklungspolitische Kontext erklärt das beacht-
liche Maß an Elastizität des Begriffs der Good Governance.
Dieses „pragmatische“ Verständnis soll den sozio-kulturel-
len Besonderheiten jedes Landes Rechnung tragen und wie
ein lockeres Gewand Raum für politische und wirtschaftli-
che Präferenzen lassen.8 Diesem Ziel entsprechen vor al-
lem die formal-„technischen“ Elemente wie Transparenz
und Effizienz der Verwaltung. Jedoch reduziert die stärkere
Fokussierung auf materielle Standards in der neueren Pra-
xis diese ursprüngliche Elastizität erheblich.

3. Materielle Gehalte

In jüngerer Zeit ist eine Verschiebung von den Aspekten
der Verwaltungseffizienz hin zu materiellen Gehalten fest-
zustellen, die im engen Zusammenhang mit Demokratie,
Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit stehen. Vor al-
lem das Governance-Konzept der Europäischen Union do-
kumentiert diesen Zusammenhang:

„Insgesamt geht das der EU-Mitgliedstaaten weg von
seinem anfänglichen Schwerpunkt auf Wirtschaftsprozesse
und Verwaltungseffizienz hin zu einer stärkeren Berück-
sichtigung der Themen Demokratie, Gerechtigkeit und
Partizipation. Auch bei anderen bilateralen und multilate-
ralen Gebern läßt sich dies nachvollziehen.“9

Hier entfalten sich Standards, die schon seit längerem
feste, ja vielfach justiziable Konturen haben. Dabei scheint
eine starke Affinität zu den rechtsstaatlich-demokrati-
schen Grundsätzen auf, wie sie die KSZE (heute: OSZE) in
der Charta von Paris für ein neues Europa von 199010 for-
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muliert hat: Diese Grundsätze verbinden nicht nur Men-
schenrechte und Demokratie, sondern verknüpfen auch
Demokratie und Pluralismus mit der wirtschaftlichen Ord-
nung. Der „Mehrwert“ einer solchen inhaltlichen Annähe-
rung ist hoch. Dies gilt auch für die Anerkennung wirt-
schaftlicher Freiheit.

Zu klären bleibt, inwieweit Good Governance das Be-
kenntnis zu einer marktwirtschaftlichen Ordnung enthält,
wie es etwa in der Charta von Paris (Abschnitt 3) verankert
ist. Die Entschließung des Rates der Europäischen Gemein-
schaft und der im Rat vereinigten Vertreter der Mitgliedstaa-
ten für Menschenrechte, Demokratie und Entwicklung von
199111 spricht im Zusammenhang mit „verantwortungsvol-
ler Regierungsführung“ von der „Schaffung eines mit
marktwirtschaftlichen Grundsätzen kompatiblen Entwick-
lungsumfelds“ (unter Nr. 5). Andere Begriffsumschreibun-
gen von Good Governance sind im Hinblick auf die Wirt-
schaftsordnung zurückhaltender. Letztlich liegt eine freie –
und dies heißt eine marktwirtschaftliche – Wirtschaftsord-
nung in der Logik von Good Governance. Die Empirie zeigt,
dass langfristig politische Offenheit und Pluralismus einer
Herrschaftsordnung mit wirtschaftlicher Freiheit des Ein-
zelnen einhergehen. Die Entwicklung der Menschenrechte
auf regionaler wie universaler Ebene stärkt die wirtschaftli-
che Betätigungsfreiheit des Einzelnen.

Beachtliche Elastizität entfaltet das Konzept von Good
Governance in der zeitlichen Dimension. Als Leitbild ver-
antwortlicher Staatsordnung lässt es Raum für eine pro-
zesshafte Verwirklichung der einzelnen Komponenten:
von der Gewährleistung universell und regional anerkann-
ter Menschenrechte und elementaren Standards der
Rechtsstaatlichkeit bis hin zu voll funktionsfähiger Demo-
kratie und wirtschaftlicher Offenheit. Diese prozesshafte
Verwirklichung entspricht letztlich auch der Geschichte
des demokratischen Rechtsstaates.

110

Matthias Herdegen



Schwach konturiert ist bis heute das Leitbild von Good
Governance im Hinblick auf die sozialstaatliche Kom-
ponente. Hier lässt das Konzept Raum für politisch unter-
schiedliche Optionen nach Maßgabe der wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung eines Landes.

Insgesamt sind die materiellen Gehalte von Good Go-
vernance heute deutlich stärker ausgeprägt als in den frü-
hen neunziger Jahren. Das zunächst sehr lockere Gewand
der Good Governance lässt damit nicht mehr Raum für be-
liebige ordnungspolitische Optionen.

4. Verantwortung der gesamten Staatengemeinschaft

Good Governance ist nicht nur Auftrag für in der Entwick-
lung stehende Länder. Vielmehr ist auch die Verantwort-
lichkeit der Industriestaaten berührt. Dabei geht es nicht
nur um die Förderung des capacity building. Auch der
Kampf gegen Korruption und Amtsmissbrauch lässt sich
nur dann erfolgreich führen, wenn Investoren und andere
Geschäftspartner aus den Industrieländern bestimmte Ver-
haltensstandards einhalten; die Heimatstaaten transnatio-
nal agierender Unternehmen dürfen nicht die steuerliche
Absetzbarkeit von Geldern für die Bestechung auslän-
discher Amtsträger erlauben. In diesem Sinne haben etwa
die UN-Konvention gegen Korruption von 200212 und das
OECD-Übereinkommen über die Bekämpfung der Beste-
chung ausländischer Amtsträger im internationalen Ge-
schäftsverkehr von 199713 eine zugleich nach innen und
nach außen gerichtete Dimension.

Ein mittelbarer Beitrag zur Sicherung von Good Gover-
nance liegt in der Bereitschaft von Industriestaaten, bei
schweren Verfehlungen eigener Unternehmen in Entwick-
lungsländern den ausländischen Opfern Rechtsschutz im
Inland zu gewähren.14 Hier wird Good Governance gewis-
sermaßen stellvertretend gewährleistet.
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II. Der völkerrechtliche Menschenrechtsschutz

Menschenrechtliche Garantien leisten einen zwar nur in-
direkten, aber äußerst wirksamen Beitrag zu einer an ge-
setzlichen Maßstäben orientierten verantwortungsvollen
Ausübung staatlicher Funktionen.15 Im Bereich der Rechts-
pflege zwingen Verpflichtungen aus universellen und regio-
nalen Menschenrechtspakten (Art. 14 UN-Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte; Art. 6 EMRK) zu einem
fairen unparteilichen Verfahren und wehren jahrelanger
Prozessverschleppung.16 Menschenrechtliche Verpflichtun-
gen drängen auch zur effektiven Umsetzung von eigen-
tumsrechtlichen und anderen Garantien in Gesetzgebung
und Verwaltungspraxis. So schützt etwa die Amerikani-
sche Menschenrechtskonvention indigene Gemeinschaf-
ten davor, dass ihre verfassungsrechtlichen Eigentums-
ansprüche mangels gesetzlicher und administrativer
Umsetzung etwa im Grundregister leer laufen.17

Bei einem endemischen, strukturellen Versagen der ge-
samten Rechtsordnung in der praktischen Verwirklichung
von Rechtsansprüchen verpflichtet die Rechtsprechung
etwa des Straßburger Menschenrechtsgerichtshofes die
Staaten dazu, umfassend auf gesetzgeberischem und admi-
nistrativem Wege Abhilfe zu schaffen.18 Wenn die inner-
staatliche Ordnung und selbst Urteile oberster Gerichte
nur noch semantische Bedeutung haben und die Rechts-
wirklichkeit überhaupt nicht mehr erreichen, sind die In-
stanzen des internationalen Menschenrechtsschutzes
mittlerweile bereit, auch mit konkreten Anordnungen ein-
zugreifen. So hat der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte bei rechtsgrundloser Inhaftierung aus politi-
schen Gründen in einem dem Zugriff der Zentralregierung
entrückten Gebiet Georgiens die Freilassung angeordnet.19

Die Dynamik des Menschenrechtsschutzes entfaltet
sich auch als Maßstab und Schranke für die innerstaatliche
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Gesetzgebung, wenn es um die persönliche Verantwortung
von Amtsträgern und anderem Personal des staatlichen
Herrschaftsapparates geht. So hat der interamerikanische
Menschenrechtsgerichtshof eine Amnestiegesetzgebung
Perus verworfen und für unwirksam erklärt, welche Ange-
hörige der Sicherheitskräfte der strafrechtlichen Verfolgung
wegen schwerster Menschenrechtsverletzungen entzog.20

Auch dies ist ein Beitrag für sichtbar gemachte Verantwort-
lichkeit für die Ausübung staatlicher Gewalt.

III. Demokratie und Pluralismus

Das allgemeine Völkergewohnheitsrecht schreibt den Staa-
ten weder eine demokratische Staatsverfassung noch eine
pluralistische Ordnung vor. Die „offene Gesellschaft“ im
Sinne Karl Poppers21 ist das Produkt einer internen Ent-
wicklung, die völkerrechtlichen Standards vorgelagert ist.
Jedoch leisten völkervertragliche Verpflichtungen und de-
ren Überwachung durch internationale Kontrollorgane ei-
nen erheblichen Beitrag zur Stabilisierung demokratischer
Entscheidungsfindung und Meinungsvielfalt. Universelle
Verträge wie der UN-Pakt über bürgerliche und politische
Rechte von 1966 (Art. 25) und regionale Menschenrechts-
instrumente zielen auf ein Mindestmaß politischer Teil-
habe des Einzelnen.

Der Menschenrechtsausschuss nach dem Internationa-
len Pakt für bürgerliche und politische Rechte hat in sei-
nem General Comment zu Art. 25 (Nr. 36) die Bedeutung
eines freien Meinungsklimas für die politischen Mitwir-
kungsrechte betont:22

„… In order to ensure the full enjoyment of rights pro-
tected by article 25, the free communication of informa-
tion of ideas and about public and political issues between
citizens, candidates and elected representatives is essenti-
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al. This implies a free press and other media able to com-
ment on public issues without censorship or restraint and
to inform public opinion.“

Manchmal enthalten diese Garantien sogar für die
(west-)europäischen Verfassungsstaaten einen gewissen
„Mehrwert“. So hat der Straßburger Gerichtshof für Men-
schenrechte für die britischen Einwohner Gibraltars das
Recht zur Wahl zum Europäischen Parlament nach Art. 3
des Ersten Zusatzprotokolls zur EMRK eingefordert.23

Mittlerweile spricht die Völkerrechtslehre von einem auf-
keimenden Menschenrecht auf Demokratie, einem „emer-
ging right to democratic governance“24.

Manche Menschenrechtsverträge wie die Europäische
Menschenrechtskonvention machen die Perspektive des
demokratischen Staates geradezu zum Maßstab für ge-
rechtfertigte Eingriffe in Menschenrechte. Danach sind
Eingriffe in bestimmte Rechte dann zulässig, soweit sie
„in einer demokratischen Gesellschaft notwendig“ sind
(siehe etwa Art. 8 Abs. 2, 9 Abs. 2, 10 Abs. 2 EMRK).

Umgekehrt erlauben vor allem regionale Menschen-
rechtsinstrumente, ein demokratisches Gemeinwesen ge-
gen die Feinde einer pluralistischen, offenen Gesellschafts-
ordnung zu schützen. Dieser Gedanke einer „wehrhaften
Demokratie“ steht etwa hinter der Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Menschenrechtsgerichtshofs zum Verbot fun-
damentalistischer Parteien.

Dabei hat der Gerichtshof die Rolle des Staates als Ga-
rant individueller Rechte und Freiheiten sowie als neutra-
ler und unparteiischer Organisator der unterschiedlichen
Religionen, Glaubensrichtungen und Bekenntnisse „in ei-
ner demokratischen Gesellschaft“ betont25: Ganz ähnlich
hat der Straßburger Gerichtshof das Kopftuchverbot an öf-
fentlichen Einrichtungen in der Türkei gerechtfertigt.26

In diesem Zusammenhang sei betont, dass Mehrheits-
herrschaft für sich genommen noch keine pluralistische
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Ordnung mit einem offenen Wettbewerb politischer Ideen
gewährleistet. Wie der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte betont, „gibt es keine Demokratie ohne Plura-
lismus“.27

Zudem setzt eine funktionsfähige Demokratie eine
Rechtsordnung voraus, die ein Meinungsklima ohne Furcht
gewährleistet.

Eine weitere Voraussetzung für die demokratische Kom-
ponente von Good Governance liegt dem Völkerrecht vo-
raus: nämlich ein Mindestmaß an materiellen Vorausset-
zungen, die zu einem Großteil der Bevölkerung eine
gesicherte Existenz und Zugang zu elementarer Bildung si-
chern. Erst auf dieser Grundlage erwächst ein hinreichendes
Interesse der Gesamtbevölkerung an politischer Mitsprache
und sichtbarer Verantwortung der politischen Klasse.28

Ohne diese Voraussetzungen droht eine leichte Instru-
mentalisierung der Mehrheit durch ebenso radikale wie in-
tolerante politische Bewegungen. Dieses birgt zugleich
nach innen die Gefahr einer permanenten Niederhaltung
politischer, religiöser oder ethnischer Minderheiten. Nach
außen nährt Mehrheitsherrschaft ohne die anderen Para-
meter von Good Governance das Risiko einer latenten
oder offenen Aggressivität ohne Rücksicht auf völkerrecht-
liche Bindungen. Die amerikanische Politikwissenschaft
hat diese Problematik mit dem Begriff der „Illiberal Demo-
cracy“ umschrieben.29

Deutlich werden die Probleme formal-demokratischer
Herrschaft ohne bessere materielle Rahmenbedingungen
und die anderen Elemente von Good Governance etwa in
den palästinensischen Autonomiegebieten, im Iran und in
manchen „formalen“ Demokratien von Süd- oder Südost-
asien.

Dieser Befund begründet eine nachhaltige Warnung vor
völkerrechtlichen und außenpolitischen Bestrebungen
etwa der USA,30 Demokratisierungsprozesse ohne Rück-
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sicht auf die materielle und rechtsstaatliche Entwicklung
eines Landes zu betreiben.31 Woodrow Wilson hat die De-
vise geprägt: „To make the world sure through democra-
cy“. Wir sollten uns heute der Gefahr bewusst sein, dass
unreflektiert betriebener Regimewandel als isoliertes völ-
kerrechtliches Ziel die Welt, in der wir leben, noch unsi-
cherer zu machen droht.

IV. Entwicklungsvölkerrecht und Good Governance

Das Entwicklungsvölkerrecht steht nicht nur an der Wiege
des Grundsatzes von Good Governance, es ist auch weiter-
hin der prägende Kontext. Dabei bestehen ganz unter-
schiedliche Akzente in Abhängigkeit von den jeweiligen
Akteuren.

In den vertraglichen Beziehungen der Europäischen Ge-
meinschaft bürgt die Entwicklungspolitik der gesamten Eu-
ropäischen Union für eine enge Beziehung von Good Gover-
nance zu menschenrechtlicher Entwicklung und einer
rechtsstaatlichen Ordnung. Eine Reihe von bilateralen Ver-
einbarungen der Europäischen Gemeinschaften mit Ent-
wicklungs- und Schwellenländern enthält Menschenrechts-
klauseln.32 Das Abkommen von Cotonou sieht vor, dass bei
einem Bruch elementarer Standards von Good Governance
(Korruption) Konsultationsmechanismen eingreifen.33

Mittlerweile werden in der Europäischen Union sogar
Sorgen artikuliert, Entwicklungsländer könnten ihrerseits
die menschenrechtlichen Obliegenheiten der Europäischen
Union aus den Partnerschaftsabkommen gegenüber der EU
einfordern.34

Bei der Weltbank steht Good Governance in einem en-
gen Nexus mit der Armutsbekämpfung.35 Bei der Politik
des Internationalen Währungsfonds dominiert die Ver-
knüpfung von Good Governance mit wirtschaftlichen
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Strukturreformen. Der Internationale Währungsfonds ver-
bindet die Förderung von Good Governance mit „ensuring
the rule of law, improving its efficiency and accountability
of the public sector, and tackling corruption“36. Dabei sei
die Hypothese geäußert, dass der Aufbau einer transparen-
ten Rechtsordnung, einer verlässlich agierenden Verwal-
tung und prognostizierbaren Rechtsprechung für die nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung eines Landes von
mindestens ebenso großer Bedeutung ist wie durch äuße-
ren Druck oder durch ökonomische Anreize motivierte Re-
formen des wirtschaftlichen Systems.

Die „Konditionalität“ bei der Vergabe von Darlehen des
internationalen Währungsfonds und anderen internationa-
len Organisationen hat seit einiger Zeit an Relevanz ver-
loren. Denn eine Reihe von (vor allem rohstoffreichen) Ent-
wicklungs- und Schwellenländern sieht sich aufgrund ihrer
wirtschaftlichen Entwicklung mittlerweile in der Lage, auf
Finanzhilfen zu verzichten, ja sogar Darlehen vorzeitig zu-
rückzuführen.

Außerordentlich erschwert wird die Förderung von
Good Governance im Rahmen der Entwicklungszusam-
menarbeit dann, wenn einzelne einflussreiche Akteure
eine attraktive und zugleich völlig unkonditionierte Ko-
operation mit Entwicklungsländern anbieten. Eine große
Rolle spielt dabei wiederum der Rohstoffreichtum einzel-
ner Staaten. Ein Beispiel bildet etwa das Engagement der
Volksrepublik China in Afrika.37

V. Beitrag des Wirtschaftsvölkerrechts

Das Wirtschaftsvölkerrecht trägt heute auf mittelbare
Weise ganz wesentlich zur Verwirklichung von Standards
der Good Governance bei. Dies gilt insbesondere für den
vertraglichen Investitionsschutz und spezielle bilaterale
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Verträge oder sogenannte Preferential Trade Agreements38.
Namentlich die Gewährleistung einer fairen Behandlung
ausländischer Investoren („fair and equitable treatment“)39

verpflichte die Vertragsstaaten zu einem Mindestmaß an
Rechtssicherheit, Vertrauensschutz und verlässlicher
Rechtsanwendung durch die Verwaltung.40

Daneben drängt auch das Vertragsgefüge der Welthan-
delsorganisation deren Mitglieder bei Marktzugangs-
beschränkungen für ausländische Waren und Dienstleis-
tungen in beachtlichem Maß zu Diskriminierungsfreiheit,
wissenschaftlich abgestützter Rationalität und Beachtung
der Verhältnismäßigkeit.41

Diese Standards des Investitionsschutzrechts und des
Rechts der Welthandelsorganisation gelten zwar nur für
grenzüberschreitende Kapitalflüsse und den internationa-
len Handel. Aber die Beachtung dieser Standards im Au-
ßenwirtschaftsverkehr kommt langfristig der Entwicklung
der gesamten Rechtsordnung auch nach innen, d. h. gegen-
über den eigenen Staatsangehörigen zugute.42 So lässt sich
beispielsweise die Verpflichtung zu einem angemessenen
gerichtlichen Rechtsschutz für ausländische Patentinhaber
(Art. 42 ff. des TRIPS-Übereinkommens) nur dann erfüllen,
wenn überhaupt die Organisation der Justiz ein gewisses
Qualitätsniveau erreicht.

Wichtige Impulse für Good Governance gehen auch von
fraglichen Regeln der regionalen Wirtschaftsintegration
aus. Bei der Erweiterung der Europäischen Union sind die
Verhandlungen mit und die Reformprozesse in einzelnen
Beitrittskandidaten sehr eng mit den Standards von Good
Governance verknüpft.
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VI. Good Governance und internationale Sicherheit

Die Verwirklichung von Good Governance nach innen
steht in einer engen Wechselbeziehung zur Beachtung völ-
kerrechtlicher Grundsätze und Friedensgeneigtheit eines
Staatswesens nach außen. Dieser Zusammenhang gilt so-
wohl aus empirischer wie aus normativer Sicht.

Schon Immanuel Kant hat in seiner Schrift „Zum ewi-
gen Frieden“ eine Relation zwischen einer „republika-
nischen Verfassung“ und Friedensbereitschaft hergestellt:

„Nun hat aber die republikanische Verfassung, außer der
Lauterkeit ihres Ursprungs, aus dem reinen Quell des
Rechtsbegriffs entsprungen zu sein, noch die Aussicht in die
gewünschte Folge, nämlich den ewigen Frieden; wovon der
Grund dieser ist. – Wenn (wie es in dieser Verfassung nicht
anders sein kann) die Beistimmung der Staatsbürger dazu er-
fordert wird, um zu beschließen, ‚ob Krieg sein solle, oder
nicht’, so ist nichts natürlicher, als daß, da sie alle Drangsale
des Krieges über sich selbst beschließen müßten (als da sind:
selbst zu fechten; die Kosten des Krieges aus ihrer eigenen
Habe herzugeben; die Verwüstung, die er hinter sich läßt,
kümmerlich zu verbessern; zum Übermaße des Übels end-
lich noch eine, den Frieden selbst verbitternde, nie (wegen
naher immer neuer Kriege) zu tilgende Schuldenlast selbst
zu übernehmen), sie sich sehr bedenken werden, ein so
schlimmes Spiel anzufangen: Da hingegen in einer Verfas-
sung, wo der Untertan nicht Staatsbürger, die also nicht re-
publikanisch ist, es die unbedenklichste Sache von der Welt
ist, weil das Oberhaupt nicht Staatsgenosse, sondern Staats-
eigentümer ist, an seinen Tafeln, Jagden, Lustschlössern,
Hoffesten u. d. gl. durch den Krieg nicht das mindeste ein-
büßt, diesen also wie eine Art von Lustpartie aus unbedeu-
tenden Ursachen beschließen, und der Anständigkeit wegen
dem dazu allezeit fertigen diplomatischen Korps die Recht-
fertigung desselben gleichgültig überlassen kann.“43
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An diese Einsicht knüpft die sog. „liberale“ Strömung in
der Theorie der internationalen Beziehungen an.44 In der
Tat lässt sich beobachten, dass autokratische Staaten ten-
denziell eher zur Verletzung elementarer Völkerrechts-
regeln bereit sind als funktionsfähige Demokratien mit ei-
ner pluralistischen Ordnung. Dieser Zusammenhang
leuchtet auch ein. Denn das Fehlen verantwortlicher Re-
gierungsführung macht auch nach innen die Rechenschaft
für Verletzungen des Völkerrechts und sich daran knüp-
fende Kosten für das Staatswesen entbehrlich.

Normative Relevanz gewinnt die Missachtung tragen-
der Prinzipien der Good Governance namentlich dann,
wenn es um den Aufbau von Massenvernichtungspotenzia-
len und Bereitschaft zur völkerrechtswidrigen Gewalt-
anwendung geht. Dann kann sich auch eine an sich zuläs-
sige Aufrüstung unter Bedingungen der Bad Governance zu
einer Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit im Sinne der UN-Charta auswachsen. Dies ist
letztlich die ratio, die hinter den Beschlüssen des UN-Si-
cherheitsrates gegen den Iran45 und das Regime von Nord-
korea46 steht. Hier trägt gewissermaßen die Abkehr der
Staatsführung von ihrer Verantwortlichkeit nach innen
und außen die Vermutung der Bereitschaft zur Missach-
tung des völkerrechtlichen Gewaltverbotes. Dies ist quali-
tativ etwas anderes als die Ächtung eines Regimes als Aus-
druck einer einseitigen politischen Wertung. Vielmehr
stützt sich diese Vermutung auf die Haltung gegenüber
der Völkerrechtsordnung, wie sie der UN-Sicherheitsrat
als Sachwalter der gesamten Staatengemeinschaft versteht.

In der gegenwärtigen Völkerrechtsordnung ist der „re-
gime change“ zugunsten einer neuen demokratischen Ord-
nung für sich genommen kein legitimes Ziel der Anwen-
dung militärischer Gewalt. Dies gilt für einseitige
Aktionen ebenso wie multilaterale Maßnahmen. Jedoch
kann bei der Verbindung eines autokratischen Regimes
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mit schweren Menschenrechtsverletzungen oder Gewalt-
bereitschaft nach außen die Schwelle zur Gefährdung von
Weltfrieden und internationaler Sicherheit im Sinne von
Art. 39 der UN-Charta überschritten sein und dann Maß-
nahmen des UN-Sicherheitsrates nach dem VII. Kapitel
rechtfertigen.

Es ist ein beachtliches Verdienst der nationalen Sicher-
heitsstrategie der USA von 2002/2006, den Zusammenhang
zwischen staatlicher Binnenstruktur und internationaler Si-
cherheit deutlich zu machen.47 Allerdings bleibt dabei man-
ches im Einzelnen höchst problematisch. Dies gilt etwa für
die einseitige Deutungsmacht über die Einstufung einzelner
Staaten als „rogue State“ oder „State of concern“.48

Auch die Europäische Sicherheitsstrategie vom Dezem-
ber 2003 stellt die Verbreitung einer verantwortungsvollen
Staatsführung in einen unmittelbaren Zusammenhang mit
der Stärkung der internationalen Gemeinschaft und der
Völkerrechtsordnung:

„Die geeignetsten Mittel zur Stärkung der Weltordnung
sind die Verbreitung einer verantwortungsvollen Staatsfüh-
rung, die Unterstützung von sozialen und politischen Re-
formen, die Bekämpfung von Korruption und Machtmiss-
brauch, die Einführung von Rechtsstaatlichkeit und der
Schutz der Menschenrechte.“49

VII. Good Governance und die Rolle des Staates

Den Standards von Good Governance liegt bei aller Elasti-
zität für politische Optionen ein bestimmtes Leitbild vom
Staat zugrunde. Hierzu gehört eine Mindestpräsenz des
Staates und eine funktionsfähige institutionelle Ordnung,
welche sich der elementaren Lebensbedürfnissen der ge-
samten Bevölkerung annimmt. Jenseits eines – nicht fest
bestimmbaren – Niveaus der „Daseinsvorsorge“ bleibt
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dem Staat zumindest die Rolle eines Regulators der wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Ordnung.

Vorausgesetzt wird dabei eine deutliche Trennung von
Staat und Gesellschaft. Nur auf dieser Grundlage lassen
sich bei der Ausübung öffentlicher Ämter und des gesam-
ten öffentlichen Dienstes die Wahrnehmung staatlicher
Funktionen scharf von persönlicher Motivation im Sinne
eines bestimmten Amtsethos, der Transparenz und Unbe-
stechlichkeit der Verwaltung lösen. Staatliche Funktionen
dürfen nicht zur Beute gesellschaftlicher Gruppierungen
werden.

Manche Institutionen des Staates und ihre Funktionen
sind ganz oder weitgehend gegen politische Einflüsse und
kurzfristige Renditestrategien abzuschirmen. Dies gilt in
erster Linie für alle Organe der Rechtspflege. Aber auch
die Unabhängigkeit etwa von Zentralbanken ist ein Ele-
ment von Good Governance. Je feiner die Standards in In-
stitutionen und Funktionen des Staates formuliert werden,
desto mehr wird Good Governance vom völkerrechtlichen
Konzept zum Thema des Verfassungsrechts und rechtspoli-
tischer Präferenzen. Dies gilt in besonderem Maße für sozi-
alstaatliche Forderungen. Hier und in anderen Bereichen
bleibt der Selbstbestimmung bei der Entfaltung der Staats-
ordnung im Rahmen des flexiblen Rahmens von Good Go-
vernance großer Raum.

VIII. Good Governance und Souveränität

Mit den Grundsätzen der Good Governance dringt die mo-
derne Völkerrechtsordnung weit in den inneren Bereich
staatlicher Selbstorganisation und Herrschaftsausübung ge-
genüber den eigenen Staatsangehörigen vor. Dabei sind viele
Facetten der Good Governance noch nicht zu fest umrisse-
nen Verpflichtungen mit Sanktionen im Recht der Staaten-
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verantwortlichkeit erstarkt, sondern bewegen sich noch im
Bereich des sog. „soft law“. Etwas anderes gilt vor allem für
die menschenrechtlichen Gehalte der verantwortlichen Re-
gierungsführung, die weithin regionalen oder universellen
Überwachungsmechanismen unterworfen sind.

Aber auch insoweit, als Elemente der Good Governance
keine „harten“ Verpflichtungen begründen, sind sie von
völkerrechtlicher Relevanz. Denn die Anerkennung dieser
Standards in völkerrechtlichen Verträgen und anderen völ-
kerrechtlichen Willensbekundungen bedeutet grundsätz-
lich, dass sich ein Staat gegenüber deren Einforderung
durch andere Staaten nicht mehr auf das Interventionsver-
bot berufen kann.50

Dies bedeutet letztlich das Zerbrechen eines Verständ-
nisses von staatlicher Souveränität, welches diese mit un-
beschränkter Freiheit zur staatlichen Herrschaftsausübung
nach innen mit Verantwortungslosigkeit staatlicher Selbst-
organisation gegenüber der internationalen Gemeinschaft
gleichsetzt.51 Das moderne Völkerrecht sieht nicht mehr
jede staatliche Ordnung ohne Rücksicht auf ihr So-Sein
und ihre Binnenstrukturen als gleichermaßen erhaltens-
und schützenswert an. Die Souveränität wandelt sich so
von einem an formale Herrschaftskriterien anknüpfenden
Begriff zu einem mit bestimmten Wertmaßstäben aufgela-
denen Konzept. Die Verlierer dieser Entwicklung sind die
sich hinter dem Bollwerk einer staatlichen Herrschaft ver-
schanzenden Regime, Gewinner sind eine offene staatliche
Ordnung und die Menschen, die in ihr leben.
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